
und die fehlende Institutionalisierung der 
Menschenrechte . Der chi lenische Delegierte 
beschwer te sich über eine wachsende Pol i t i ­
s ierung der Diskussion; einzelne Vorwürfe in 
dem Bericht seien grundlos, zudem werde 
die Kooperat ionsberei tschaft seiner Regie­
rung nicht genügend gewürdigt . 
Trotz pol i t ischer Erklärungen über eine f r ied­
liche Aussöhnung habe sich die Menschen­
rechtslage in Afghanistan nicht merkl ich 
gebessert , so Berichterstatter Ermacora 
(E/CN.4/1987/22): Die Kämpfe hielten be­
sonders in grenznahen Gebieten an, die Zahl 
der Flüchtl inge wachse ständig und die Aus­
wi rkungen der verkündeten Amnest ie seien 
noch nicht absehbar. Er empfahl der K o m ­
miss ion, die Lage in d iesem Land weiter 
sorgfält ig zu beobachten , insbesondere im 
Hinbl ick auf die Amnest ie und den angekün­
d ig ten Waffenst i l ls tand. Nach Ansicht des 
afghanischen Außenministers liegen seit der 
Revolut ion im Apri l 1978 gute Bedingungen 
für die str ikte Einhaltung der Menschenrech­
te vor, deren recht l iche Grundlage im Ak­
t i onsprogramm der Demokrat ischen Volks­
partei sowie verschiedenen Gesetzen zu f in ­
den sei. Die »Politik der nationalen Versöh­
nung« sei eine fr iedl iche und menschl iche 
Polit ik, der am 15. Januar verkündete Waf­
fenst i l ls tand ein erster Schritt zur Befr iedung 
des Landes. Al lerdings fühlten sich viele Af­
ghanen durch die dauernde Einmischung 
f remder Mäch te und bewaffnete Angrif fe von 
der Rückkehr in die Heimat abgehal ten. 
Nach Ans icht seiner Regierung müsse jedes 
Land seine Probleme im menschenrecht l i ­
chen Bereich selbst lösen; als Ansatz dazu 
seien d ie Einladung des IKRK und einer Un ­
te rsuchungsgruppe unter Ermacoras Lei­
tung zu verstehen. Die Kommiss ion verurtei l­
te das scharfe Vorgehen afghanischer und 
f remder Truppen gegen ihre Opponenten 
und die Methoden der Kriegsführung; die 
Parteien sol l ten sich entsprechend den Re­
geln des humani tären Kriegsvölkerrechts 
verhal ten. Ein von Bjelorußland e ingebrach­
ter Resolut ionsentwurf , der die Bemühungen 
der afghanischen Regierung um nationale 
Versöhnung anerkennen wol l te, wurde nach 
dem Schei tern eines anderen Resolut ions­
entwur fes der UdSSR zurückgezogen; das 
Mandat des Sonderber ichterstat ters wurde 
um ein Jahr verlängert. 
Es sei unmögl ich gewesen, so der Sonder­
beauft ragte für Iran, alle wicht igen Punkte in 
se inem Bericht (E/CN.4/1987/23) zu erör­
tern: Weder auf seine noch auf die Fragen 
seines Vorgängers habe Iran bislang geant­
wor tet . In d iesem Lande hielten die Men­
schenrechtsver letzungen an, wenn auch die 
Zahl der Vorwürfe abgenommen habe. Er 
sch lug der Menschenrechtskommiss ion vor, 
eine Kommiss ion für Iran einzurichten, die 
— die Zus t immung Irans vorausgesetzt — 
durch Bereisung des Landes Informationen 
sammeln könnte. 

In einer Resolut ion über Zypern wiederhol te 
die Kommiss ion ihren Aufruf bezügl ich der 
vol len Wiederherstel lung aller Menschen­
rechte, insbesondere auch für die Flücht l in­
ge. 
Sri Lanka soll seine Zusammenarbe i t mit 
dem IKRK fortsetzen und ihm die Erfüllung 
seiner Aufgaben erleichtern. Die g3waltsa-
men Ausschre i tungen müßten ein Ende f in ­

den und eine fr iedl iche Lösung des Konfl ikts 
ausgehandel t werden . Die im Konsens ver­
abschiedete Entschl ießung war die erste zu 
der Auseinandersetzung in d iesem südasia­
t ischen Staat. 
Über einen von den Vereinigten Staaten e in­
gebrachten Resolut ionsentwurf über die 
»besorgniserregende menschenrecht l iche 
Lage« in Kuba, die sie von der Kommiss ion 
untersucht haben wol l ten, wurde auf Betrei­
ben Indiens nicht abgest immt ; ebenfal ls auf 
Vorschlag Indiens wurde von einer im Ge­
genzug gewünsch ten Kritik der »Politik der 
Menschenrechtsver letzungen« der USA ab ­
gesehen. Damit war freil ich ein wesent l iches 
Vorhaben Washingtons für die 43 .Tagung 
der Kommiss ion gescheitert ; mit Bedacht 
hatte es A rmando Valladares in seine Dele­
gat ion au fgenommen, der sich als langjähri­
ger pol i t ischer Gefangener Fidel Castros und 
nunmehriger US-Bürger vorstel l te. 
V. Im Schnellverfahren erfolgende oder 
willkürliche Hinrichtungen, so mußte der 
Sonderber ichterstat ter (E/CN.4/1987/20) 
feststel len, kommen in allen Regionen vor. 
Als Hauptursache nannte er die zahlreichen 
bewaffneten Auseinandersetzungen, deren 
Opfer auch unter der Ziv i lbevölkerung zu f in ­
den seien. Terroranschläge sowie Hinr ich­
tungen ohne oder nach nicht rechtsstaat l i ­
chem Verfahren seien weitere Ursachen. 
Überprüfung der nationalen Gesetzgebung, 
genauere Untersuchung myster iöser Todes ­
fälle sowie konsequente internationale Z u ­
sammenarbei t könnten die Lage verbessern 
helfen. Während des letzten Jahres habe 
sich die Zusammenarbe i t mit den beschu l ­
digten Regierungen verbessert ; von 21 um 
Ste l lungnahme gebetenen Regierungen hät­
ten immerhin 16 Staaten geantwortet . 
Weitere Diskuss ionspunkte waren die Folter 
und das Verschwindenlassen von Personen. 
Die Regierungen wurden zur Zusammenar­
beit mit den entsprechenden Arbei tsgruppen 
aufgefordert . Die Kommiss ion dankte allen 
Staaten, Organisat ionen und Privatpersonen 
für ihre Spenden in den Freiwil l igen Fonds 
der Vereinten Nat ionen für Opfer der Folter, 
mit denen schon wicht ige Hilfe geleistet wer­
den konnte. Des wei teren befaßte sich die 
Kommiss ion mit dem Problem religiöser In­
toleranz und forderte in ihrer Entschl ießung 
über die Umsetzung der »Erklärung über die 
Beseit igung aller Formen von Intoleranz und 
Diskriminierung auf Grund der Religion oder 
der Überzeugung- von 1981 alle Staaten zur 
Gewährle istung der Glaubensfreiheit auf. Als 
hilfreich bei der Behandlung dieser Frage er­
wies sich die Arbeit des im letzten Jahr beru­
fenen Sonderber ichterstat ters (E/CN.4/ 
1987/35), die großen Anklang fand. US-Ver­
treter Wal lach hob die Bedeutung religiöser 
Toleranz im Zusammenleben der Völker be ­
sonders hervor und machte auf die Situat ion 
in den kommunis t ischen Ländern aufmerk­
sam — die dort Unterdrückten könnten der 
Unterstützung der USA gewiß sein. Den Wor­
ten der sowjet ischen Führung müßten nun 
auch Taten fo lgen. 

Geiselnahme, unter welchen Umständen 
auch immer, wurde von der Kommiss ion 
schärfstens verurteilt; die Staaten wurden 
zur Verhütung und strengen Bestrafung so l ­
cher Delikte aufgefordert . 
Die Kommiss ion entschloß s ich, einen Son ­

derbeauf t ragten für ein Jahr mit einer Unter­
suchung zu betrauen, inwieweit der Einsatz 
von Söldnern zu Menschenrechtsver le tzun­
gen beiträgt und die Verwirk l ichung des 
Se lbs tbest immungsrechts behindert (+30, 
- 1 1 (west l iche Staaten), =1). Der Westen, der 
den Einsatz von Söldnern ebenfal ls verurteilt, 
begründete seine Ab lehnung damit , das 
Mandat sei nicht klar genug umrissen und 
sein Erfolg daher zweifelhaft. 
Der Status der beiden internationalen Pakte 
über bürger l iche und pol i t ische sowie wir t ­
schaft l iche und kulturelle Rechte s tand 
ebenfal ls auf der Tagesordnung. Die (nur 
sch leppend fortschrei tende) Ausarbei tung 
eines II. Fakultat ivprotokol ls über die A b ­
schaffung der Todesstrafe w i rd die Kommis ­
sion weiter im Auge behal ten. Debatt iert wur­
de auch über das Recht auf Entwicklung, mit 
dessen Verwirk l ichungsmögl ichkei t s ich 
auch nach Verabschiedung der entspre­
chenden Erklärung der Generalversammlung 
(A/Res/41/128) eine Arbe i tsgruppe von Re­
gierungsexperten beschäft igt . Anregungen 
gab die Kommiss ion zudem für die A b ­
schlußarbeiten an einer Konvention über die 
Rechte des Kindes, für den Entwurf einer 
Erklärung über die Rechte von Minderheiten 
und -Eingeborenen' sowie für eine Konven­
tion über den Schutz der Arbeitsemigranten 
und ihrer Familien. 

VI. In nichtöffent l icher Sitzung prüfte die 
Kommiss ion die Menschenrechtss i tuat ion in 
Albanien, Hait i , Paraguay und Zaire gemäß 
Resolut ion 1503(XLVIII) des Wi r t scha f t s -und 
Sozialrats (Text: VN 5/1981 S.178f.) . Die 
Lage in Hait i , so der Vors i tzende der K o m ­
mission, w i rd künft ig nicht mehr nach dem 
sogenannten 1503-Verfahren überprüft , das 
besonders schwerwiegende und sys temat i ­
sche Menschenrechtsver le tzungen zum Ge­
genstand hat. 

Auf der Tagesordnung fehlte dieses Jahr der 
Bericht der Unterkommiss ion für die Verhü­
tung von Diskriminierung und für Minderhei ­
tenschutz, da ihre jährl iche Tagung 1986 w e ­
gen der angespannten Finanzlage ausfal len 
mußte. Das Mandat ihrer Mitgl ieder wurde 
um ein Jahr verlängert und der Generalse­
kretär gebeten, für die Abhal tung ihrer d ies­
jähr igen Tagung Sorge zu t ragen. Auch die 
Kommiss ion erwägt die Rational isierung von 
Tagesordnung und Debat ten. 
Auf der diesjährigen Tagung der Kommis ­
sion, so Vorsi tzender Evmenov, habe sich 
die Kompromißbere i tschaf t der Regierungen 
gezeigt. Doch die Zusammenarbe i t , so wa rn ­
te er, dürfe sich nicht nur auf das Mite inbr in­
gen einzelner Resolut ionen beschränken, 
sondern müsse prakt isch und konstrukt iv in 
allen Bereichen wi rken. 

Martina Palm-Risse • 

Verschiedenes 

Kriegsverbrechen-Kommission: Forderung Isra­
els auf Öffnung der Archive abgelehnt (19) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 3/ 
1986 S.115 fort.) 

Mit dem Ziel der Offenlegung aller Ak ten , die 
nach Auf lösung der Kommission der Verein-
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fen Nationen über Kriegsverbrechen (United 
Nations War Cr imes Commiss ion , UNWCC) 
1948 von der Weltorganisat ion in Verwah­
rung genommen wurden , hat sich Israel im 
Mai vergangenen Jahres an den UN-Gene­
ralsekretär gewandt . Damit müßte die seit 
fast 40 Jahren unverändert bestehende Re­
gelung über die Zugangsbeschränkung zu 
den Akten, die zum Beispiel die Herausgabe 
von Informationen über Einzelpersonen nur 
in besonders begründeten Fällen gestat tet , 
einer grundlegenden Revision unterzogen 
werden . In seiner Begründung führte Israel 
an, daß der Zugang zu best immten Akten 
— e twa den Namensl isten von Kriegsverbre­
chern — nicht durch die ursprüngl iche 
Kr iegsverbrechen-Kommiss ion selbst, son ­
dern erst 1949 durch das UN-Sekretar iat e in­

geschränkt worden sei. Die Offenlegung der 
geheimgehal tenen Schr i f ts tücke, so die Ar­
gumentat ion Israels, sei »oberstes moral i ­
sches und histor isches Gebot« (UN Doc. 
A/41/337 v.14.5.1986). 
In seinen Antwor tschre iben sagte der Gene­
ralsekretär eine Prüfung des israel ischen Be­
gehrens zu. Da der Weltorganisat ion ledig­
lich die Aufgabe des Treuhänders der Arch i ­
ve der U N W C C übertragen worden war, hielt 
er es für r icht ig, vor seiner Entscheidung über 
eine Revision der Zugangsregeln diejenigen 
Staaten zu konsult ieren, die bis 1948 Mitgl ie­
der der (von der heut igen UNO vo l l kommen 
unabhängigen) Kommiss ion waren. 
Bei einer Begegnung zwischen Perez de 
Cuellar und d e m Ständigen Vertreter Israels 
bei den Vereinten Nat ionen im März dieses 

Jahres teilte der Generalsekretär nunmehr 
mit, daß die überwäl t igende Mehrheit 
— nämlich 16 der 17 ehemal igen Kommis ­
sionsmitgl ieder — es ablehne, die Archive 
der Öffent l ichkeit zugängl ich zu machen. 
Ferner betonte der Generalsekretär, daß das 
UN-Sekretar iat in der Vergangenheit bis lang 
jedem offiziellen israelischen Ant rag auf 
Übermi t t lung einschlägiger Unter lagen stat t ­
gegeben habe. Das Sekretariat werde im 
Einklang mit der mehrhei t l ichen Auf fassung 
der ehemal igen Kommiss ionsmi tg l ieder die 
bisherige Praxis for t führen. Es bemühe sich 
— so der Generalsekretär — auch in Z u ­
kunft, alle Anfragen seitens der israel ischen 
Regierung oder jeder anderen Regierung aus 
den Beständen des Archivs zu beantwor­
ten . Redaktion • 

Dokumente der Vereinten Nationen 
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Südafrika 
GENERALVERSAMMLUNG - Gegenstand: 

Beziehungen zwischen Israel und Südafri­
ka. — Resolution 41/35C vom 10. Novem­
ber 1986 

Die Generalversammlung, 
— in Bekräftigung ihrer Resolutionen über 

die Beziehungen zwischen Israel und Süd­
afrika, 

— nach Behandlung des Sonderberichts des 
Sonderausschusses gegen Apartheid über 
die jüngsten Entwicklungen in den Bezie­
hungen zwischen Israel und Südafrika, 

— Kenntnis nehmend von der entsprechen­
den Bestimmung der Politischen Erklä­
rung der vom 1. bis 6. September 1986 in 
Harare abgehaltenen Achten Konferenz 
der Staats- und Regierungschefs der nicht­
gebundenen Länder, 

— mit Genugtuung über die Anstrengungen 
des Sonderausschusses, die zunehmende 
Kollaboration zwischen Israel und Süd­
afrika aufzudecken, 

— von neuem feststellend, daß die in Mißach­
tung der Resolutionen der Generalver­
sammlung und des Sicherheitsrats erfol­
gende verstärkte Kollaboration Israels mit 
dem rassistischen Regime Südafrikas, ins­
besondere auf wirtschaftlichem, militäri­
schem und nuklearem Gebiet, die interna­
tionalen Maßnahmen zur Ausmerzung der 
Apartheid ernstlich behindert, daß sie das 
rassistische Regime Südafrikas darin be­
stärkt, seine verbrecherische Apartheidpo­
l i t ik fortzusetzen, und daß sie eine feindse­
lige Handlung gegen das unterdrückte 
Volk von Südafrika und den gesamten afri­
kanischen Kontinent und eine Bedrohung 
des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit darstellt, 

1. verurteilt erneut mit Nachdruck die fortge­
setzte, zunehmende Kollaboration Israels 
mit dem rassistischen Regime Südafrikas, 
insbesondere auf wirtschaftlichem, militä­
rischem und nuklearem Gebiet; 

2. verlangt, daß Israel jede Form von Kolla­
boration mit Südafrika, insbesondere auf 
wirtschaftlichem, militärischem und nuk­
learem Gebiet, unverzüglich unterläßt und 
einstellt und sich strikt an die einschlägi­
gen Resolutionen der Generalversammlung 
und des Sicherheitsrats hält; 

3. fordert alle Regierungen und Organisatio­
nen, die dazu in der Lage sind, auf, ihren 
Einfluß geltend zu machen, um Israel zu 

veranlassen, von einer derartigen Kollabo­
ration Abstand zu nehmen; 

4. spricht dem Sonderausschuß gegen Apart­
heid ihre Anerkennung dafür aus, daß er 
die Öffentlichkeit über die immer engeren 
Beziehungen zwischen Israel und Südafri­
ka informiert und ihr die ersten Gefahren 
der Allianz zwischen Israel und Südafrika 
bewußt macht; 

5. ersucht den Sonderausschuß, möglichst 
breite Kreise der Öffentlichkeit auch wei­
terhin über die Beziehungen zwischen Isra­
el und Südafrika zu informieren; 

6. ersucht den Generalsekretär, dem Sonder­
ausschuß auf dem Weg über die Hauptab­
teilung Presse und Information und das 
Zentrum gegen Apartheid im Sekretariat 
bei der Verbreitung von Informationen 
über die Kollaboration zwischen Israel und 
Südafrika jede erdenkliche Unterstützung 
zu gewähren; 

7. ersucht den Sonderausschuß ferner, mit 
dieser Angelegenheit ständig befaßt zu 
bleiben und der Generalversammlung und 
dem Sicherheitsrat bei Bedarf Bericht zu 
erstatten. 

Abstimmungsergebnis: +102; -29 (darunter 
Deutschland (Bundesrepublik), Frank­
reich, Großbritannien, Israel, Vereinigte 
Staaten); =26. 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsi­
denten des Sicherheitsrats am 16. Apri l 1987 
(UN-Dok.S/18808) 

Nach Konsultationen gab der Präsident des 
Sicherheitsrats am 16. Apri l 1987 im Namen 
der Ratsmitglieder folgende Erklärung her­
aus: 
»Die Mitglieder des Sicherheitsrats äußern 
ihre tiefe Besorgnis über die von den südafri­
kanischen Behörden am 10. Apri l 1987 erlas­
sene Verordnung, nach der nahezu sämtliche 
Formen des Protests gegen Inhaftierungen 
ohne Gerichtsverfahren und der Unterstüt­
zung von Inhaftierten verboten sind. Die Mit­
glieder des Sicherheitsrats äußern ihre tiefe 
Empörung über diese jüngste Maßnahme, die 
auf der Verordnung vom Juni 1986 über die 
Verhängung des landesweiten Ausnahmezu­
standes beruht, dessen Aufhebung die Rats­
mitglieder in der Erklärung gefordert haben, 
die der Präsident auf der 2690. Ratssitzung 
vom 13. Juni 1986 in ihrem Namen abgegeben 
hat. 

Die Ratsmitglieder fordern die südafrikani­
schen Behörden auf, die Verordnung vom 
10. Apri l 1987 zu widerrufen, die den in der 
Charta der Vereinten Nationen verankerten 
grundlegenden Menschenrechten und den 
entsprechenden Resolutionen des Sicherheits­
rats zuwiderläuft und die nur die Situation 
weiter zuspitzen, zu einer Welle von Gewalt­
akten führen und das menschliche Leid in Sü­
dafrika verschlimmern kann. 
In der Erwägung, daß die Apartheid Grundur­
sache der Situation in Südafrika ist, verurtei­
len die Mitglieder des Rates von neuem mit 
aller Schärfe das Apartheidsystem und alle 
sich daraus ableitenden Politiken und Prakti­
ken, so auch diese jüngste Verordnung. Sie 
fordern die Regierung Südafrikas erneut auf, 
durch die Beseitigung der Apartheid der Un­
terdrückung und Repression der schwarzen 
Mehrheit ein Ende zu setzen und sich um eine 
friedliche, gerechte und dauerhafte Lösung im 
Einklang mit den Grundsätzen der Charta der 
Vereinten Nationen und der Allgemeinen Er­
klärung der Menschenrechte zu bemühen. Sie 
fordern die Regierung Südafrikas ferner auf, 
alle politischen Gefangenen und Inhaftierten 
unverzüglich und bedingungslos freizulassen, 
um eine weitere Zuspitzung der Situation zu 
vermeiden. 
Sie bitten die Regierung Südafrikas mit Nach­
druck, mit den wahren Vertretern des südafri­
kanischen Volkes Verhandlungen aufzuneh­
men, um in Südafrika eine auf dem allgemei­
nen Wahlrecht beruhende freie, geeinte und 
demokratische Gesellschaft zu errichten.« 

Namibia 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Die Na­
mibiafrage. — Resolutionsantrag S/18785 
vom 7. Apri l 1987 . 

Der Sicherheitsrat, 
— nach Behandlung der Berichte des Ge­

neralsekretärs vom 6. September 1985 
(S/17442) und 31. März 1987 (S/18767) und 
des Schreibens des Generalsekretärs vom 
12. Juni 1986 an den südafrikanischen M i ­
nister für auswärtige Angelegenheiten (S/ 
18150), 

— nach Anhörung der Erklärung des Präsi­
denten des Namibia-Rates der Vereinten 
Nationen, 

— nach Behandlung der Stellungnahme von 
Theo-Ben Gurirab, Referent der Südwest-
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